Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1231 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. August 1959 

3 — 22100 — 3510/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 208. Sitzung am 10. Juli 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf, wie aus Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 

Blank 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Di. Hans Heger 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung 
der Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bundes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

In § 23 Abs. 1 zweiter Halbsatz des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Polizeivollzugsbeamten des Bundes vom 6. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 899) in der Fassung der 
Gesetze vom 12. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 530) und 23. September 1957 (Bundesgesetzbl. I 


S. 1387) wird die Zeitbestimmung „30. September 
1959" durch „30. September I960" ersetzt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 30. September 1959 in 
Kraft. 


Begründung 


Der Gesetzentwurf bezweckt eine nochmalige Ver- | 
längerung des vorläufigen Bundes-Polizeibeamten- 
gesetzes vom 6. August 1953 (BGBl. I S. 899). Die- 
ses Gesetz war nach seinem § 23 Abs. 1 zweiter 
Halbsatz zunächst bis zum 30. September 1955 be- 
fristet. Die Geltungsdauer ist sodann durch Ände- 
rungsgesetze vom 12. August 1955 (BGBl. I S. 530) 
bis zum 30. September 1957 und vom 23. September 
1957 (BGBl. I S. 1387) bis zum 30. September 1959 
verlängert worden. 

Die endgültige Regelung des Bundes-Polizeibeam- 
tenrecbts hat sich durch mehrere Umstände ver- j 
zögert. Zunächst mußten die Rahmenvorschriften I 
des BRRG für Polizeivollzugsbeamte und das Sol- j 
datenversorgungsgesetz abgewartet werden. So- j 


dann waren die besonderen Erfahrungen zu berück- 
sichtigen, die sich bei der Auffüllung des Bundes- 
grenzschutzes nach der Abgabe größerer Kontin- 
gente an die Bundeswehr ergaben. 

An dem Gesetzentwurf ist im vergangenen Jahr 
und in den letzten Monaten mit Nachdruck ge- 
arbeitet worden. Der Entwurf ist soweit fertig- 
gestellt, daß er in Kürze im Kabinett eingebracht 
werden kann. Trotz aller Bemühungen ist es je- 
doch nicht möglich, das Gesetz bis zum 30. Sep- 
tember 1959 in Kraft treten zu lassen. Aus diesem 
Grunde ist eine nochmalige Verlängerung des vor- 
läufigen Polizeibeamtengesetzes unvermeidlich. Sie 
soll vorsorglich für ein Jahr vorgenommen werden. 
Es ist jedoch zu hoffen, daß das endgültige Gesetz 
bis zum Frühjahr 1960 verabschiedet werden kann. 
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Drucksache 1231 


Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Juli 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 19. Juni 1959 — 3 — 22100 — 3510/59 — ■ 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
208. Sitzung am 10. Juli 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugs- 
beamten des Bundes 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

In § 1 ist die Fristbestimmung „30. September I960“ durch 
„31. August I960“ zu ersetzen. 


Begründung 

Nach § 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes vom 1. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S, 667) - — BRRG — sind die Länder ver- 
pflichtet, ihr Beamtenrecht innerhalb von drei Jahren nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes (nämlich bis zum 31. August 
1960) nach den Vorschriften des Rahmengesetzes unter Be- 
rücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufs- 
beamtentums und der gemeinsamen Interessen von Bund und 
Ländern zu regeln. Dies gilt auch für das Recht der Polizeivoll- 
zugsbeamten (vgl. §§ 99 bis 103 BRRG). Die in § 1 BRRG auf- 
gestellte Forderung, bei der Neuregelung die „gemeinsamen 
Interessen von Bund und Ländern“ zu berücksichtigen, läßt es 
dringend geboten erscheinen, daß auch der Bund die Rechts- 
verhältnisse seiner Polizeivollzugsbeamten bis zum 31. August 
1960 neu ordnet. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Kaisen 
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